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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Schon bevor das Parlament überhaupt mit der Beratung des neuen
Nachrichtendienstgesetzes (NDG) begann, erhitzte der Nachrichtendienst des Bundes
und vor allem die Frage, welche Kompetenzen dieser haben soll, die Gemüter. Nach
dem Attentat auf Charlie Hebdo in Paris Anfang Januar 2015 dominierten die Angst vor
dem Terrorismus einerseits als auch die Angst vor einem Schnüffelstaat andererseits
die gesellschaftliche Debatte. Die Befürworter des neuen NDG riefen nach mehr
Überwachung zugunsten von mehr Sicherheit und Prävention von allfälligen
Terroranschlägen in der Schweiz, während die Gegner Ressentiments zum
Fichenskandal wieder aufkochten und die Bürgerschaft ihrer Freiheit beraubt sahen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2015
KARIN FRICK

Strafrecht

Ende August 2019 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Anpassung des
DNA-Profil-Gesetzes. Die Strafverfolgungsbehörden sollen aus einer am Tatort
gefundenen DNA-Spur nicht mehr nur das Geschlecht, sondern neu auch die Augen-,
Haar- und Hautfarbe, die biogeografische Herkunft und das Alter der Person
bestimmen dürfen. Ziel dieser sogenannten Phänotypisierung ist es, Ermittlungen und
Fahndungen fokussierter durchführen, den potenziellen Täterkreis eingrenzen und
Unbeteiligte rasch ausschliessen zu können. Eine Phänotypisierung soll auf Anordnung
der Staatsanwaltschaft und nur bei Verbrechen, d.h. Straftatbeständen mit einer
minimalen Strafandrohung von drei Jahren Freiheitsstrafe, durchgeführt werden
dürfen. Die Verwendung der Analyseergebnisse ist auf die Ermittlungen in einem
konkreten, aktuellen Fall begrenzt; sie sollen nicht in der DNA-Datenbank gespeichert
werden. Damit wird eine vom Parlament überwiesene Motion Vitali (fdp, LU; Mo.
15.4150) umgesetzt, die eine gesetzliche Grundlage für die Auswertung der codierenden
DNA-Abschnitte forderte. Weiter will der Bundesrat in Umsetzung des Postulats
16.3003 die Regelung zur Löschung von DNA-Profilen vereinfachen. Er sieht vor, dass
neu bereits im Strafurteil festgelegt werden soll, wie lange das DNA-Profil eines Täters
oder einer Täterin in der DNA-Datenbank aufbewahrt wird. Zudem soll die vom
Bundesstrafgericht für zulässig erklärte Ermittlungsmethode des erweiterten Suchlaufs
mit Verwandtschaftsbezug ausdrücklich im Gesetz verankert werden: Kann einer am
Tatort gefundenen DNA-Spur kein Treffer in der Datenbank zugeordnet werden, darf
geprüft werden, ob im System sehr ähnliche Profile, d.h. nahe Verwandte der gesuchten
Person, verzeichnet sind. Über eine Kontaktaufnahme zu den Verwandten können die
Strafverfolgungsbehörden anschliessend versuchen, die gesuchte Person ausfindig zu
machen.
In der Presse zeigte sich die Luzerner Staatsanwaltschaft entschlossen, die
Ermittlungen im sistierten «Fall Emmen» wieder aufzunehmen, sobald die neue
Gesetzesgrundlage in Kraft trete. Im Sommer 2015 hatte die Vergewaltigung einer
seither querschnittgelähmten jungen Frau in Emmen (LU), bei der der Täter trotz DNA-
Massentest bisher nicht gefunden werden konnte, eine öffentliche Debatte über die
DNA-Analyse als Ermittlungsmethode angestossen. Der Fall hatte auch am Ursprung der
Motion Vitali gestanden, die mit der vorgeschlagenen Gesetzesänderung umgesetzt
werden soll. Bedenken wegen des zusätzlichen Eingriffs in die Grundrechte äusserte
dagegen der EDÖB Adrian Lobsiger. Er zöge es vor, wenn die Phänotypisierung nur bei
schweren Verbrechen gegen Leib und Leben, die Freiheit oder die sexuelle Integrität
zulässig wäre und nicht von der Staatsanwaltschaft, sondern nur von einem
Zwangsmassnahmengericht angeordnet werden dürfte. Ausserdem betonte er die
eingeschränkte Genauigkeit der Phänotypisierung – bei blonden Haaren beispielsweise
sei die Vorhersage nur zu 69 Prozent zutreffend –, weshalb die Analyseergebnisse nicht
als Beweise missverstanden werden dürften. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.2019
KARIN FRICK
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Datenschutz und Statistik

Bereits sind allerdings Boykottaufrufe gegen die Volkszählung angesagt: die im Rat
unterlegene GPS, die Jungsozialisten und weitere linke und grüne Organisationen
stellten — wegen der ihrer Ansicht nach ungenügenden Datenschutzbestimmungen —
eine entsprechende Kampagne in Aussicht. Im Berichtsjahr machte eine
Aktivistengruppe, welche Datenerhebungen und Statistiken grundsätzlich als ein
Herrschaftsinstrument des Staates bezeichnet, von sich reden. Sie rief zu einem
Boykott gegen den vom Bund in Auftrag gegebenen Mikrozensus
(Repräsentativerhebung) auf und zerstörte Datenbänder anlässlich einer Besetzung des
Soziologischen Instituts der Universität Zürich. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.1988
HANS HIRTER

Breite Kreise im Komitee «Schluss mit dem Schnüffelstaat» versuchten, den
Fichenskandal mit der Volkszählung in einen Konnex zu bringen. Nach langen internen
Diskussionen, in denen sich vor allem die grossen Organisationen (SP, LdU und SGB)
gegen eine Verweigerung aussprachen, verzichtete das Komitee auf einen
Boykottaufruf. Im Gegensatz zu den erwähnten Parteien schloss sich hingegen die PdA
dem Boykottaufruf an. Im Nationalrat nahm Leutenegger Oberholzer (gp, BL) die
Argumente der im Komitee unterlegenen Seite wieder auf. Sie schlug in einer
Interpellation vor, auf die Durchführung der Volkszählung zu verzichten, bis alle von der
Bundesanwaltschaft registrierten Personen vollständige Einsicht in ihre Dossiers
erhalten haben. Für den Bundesrat bestand dazu kein Anlass, da weder ein rechtlicher
noch ein sachlicher Zusammenhang zwischen den beiden Bereichen bestehe. Die
Befragten seien zudem durch das im Rahmen des neuen Bundesgesetzes über die
Volkszählung geschaffene Statistikgeheimnis vor der personenbezogenen Verwendung
ihrer Angaben geschützt. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.06.1990
HANS HIRTER

Hinter dem Aufruf zum Boykott der Volkszählung stand unter anderem eine «Aktion
gegen Datenerfassung». Sie wandte sich nicht nur gegen die geplante Volkszählung,
sondern allgemein gegen die Erhebung von Daten. Diese Erhebungen würden ihrer
Meinung nach nicht das Wesentliche erfassen und überdies nichts zur Lösung
politischer und sozialer Probleme beitragen. Etwas differenzierter waren die
Argumente der «Koordination Volkszählungsboykott 90», welche breit über Zweck und
praktische Durchführung der Verweigerung informierte und dazu auch eine «Boik
Otto» genannte Zeitung herausgab. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.11.1990
HANS HIRTER

Vor den Beratungen des Nationalrats waren Zeitungsverleger und Journalisten
gemeinsam an die Öffentlichkeit getreten, um gegen den Kommissionsentwurf zu
protestieren. Wenn schon die Medien nicht aus dem Geltungsbereich des
Datenschutzgesetzes ausgeklammert werden sollen, sei es wichtig, das Einsichtsrecht
so weit zu präzisieren, dass es nicht zur Verhinderung von Publikationen eingesetzt
werden könne. Die Gewerkschaften der Medienschaffenden liessen sich auch durch
den Kompromissbeschluss des Nationalrats nicht besänftigen. Sie forderten weiterhin,
dass – wie in Deutschland, Osterreich und den Niederlanden – das Datenschutzgesetz
nicht auf den Medienbereich angewendet werde. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.1991
HANS HIRTER

Während das Bankgeheimnis bröckelt, gewinnt das Datengeheimnis an Bedeutung. Der
IT-Dienstleister Green.ch baute für 50 Mio. Franken ein Rechenzentrum zur
Speicherung von Daten. Das Datengeheimnis lockt die ausländische Kundschaft, die den
Schutz der Privatsphäre in der Schweiz schätzt. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.03.2011
NADJA ACKERMANN

Neben Google geriet auch Facebook ins Visier des Datenschützers. Anfang Juni 2011
hatte die Internetseite die automatische Gesichtserkennung aktiviert. Hanspeter Thür
überlegte sich, dem Netzwerk selber beizutreten, um auf die Gefahren aufmerksam zu
machen. Auch Apple geriet unter Druck von Datenschützern und Politik, weil die Firma
Aufenthaltsorte von i-Phone-Nutzern erfasst, überträgt und aufbewahrt. Eine
internationale Prozedur wurde lanciert und die Schweiz steht in Kontakt mit mehreren
Staaten. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2011
NADJA ACKERMANN
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Auch in der Schweiz formierte sich Widerstand gegen die Unterzeichnung des „Anti-
Counterfeiting Trade Agreement“ (Acta), welches 2011 mit dem Ziel, grossangelegte und
kommerziell orientierte Fälschung und Piraterie international zu bekämpfen,
ausgearbeitet wurde. Die Gegner, unter ihnen die Piratenpartei, die Erklärung von Bern
und Amnesty International Schweiz, befürchten die Verletzung von Menschenrechten
wie Schutz der Privatsphäre und Meinungsäusserungsfreiheit. Der Bundesrat beschloss
im Mai 2012 mit der Unterzeichnung abzuwarten und die Entwicklung im EU-Raum
weiterzuverfolgen. Die EU hatte das Abkommen im Januar 2012 unterzeichnet. Vor der
Ratifikation soll jedoch der Europäische Gerichtshof die Vereinbarkeit des Abkommens
mit dem EU-Recht prüfen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.02.2012
NADJA ACKERMANN

Auch nach diesem Entscheid sieht Hanspeter Thür noch Handlungsbedarf bezüglich des
Datenschutzes. So kritisierte er die automatische Informationsübermittlung an soziale
Netzwerke via Social-Media-Buttons, den sogenannten Cookies. Thür ist der Ansicht,
dass das zwanzigjährige Datenschutzgesetz den technologischen Entwicklungen bald
angepasst werden muss. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.06.2012
NADJA ACKERMANN

Sind Daten das neue Gold der Schweiz? Wie einfach Datenserver überwacht werden
können, hängt vom Rechtssystem ab, welchem sie unterliegen, was wiederum durch
ihren Standort bedingt ist. In jüngster Zeit wuchs das Interesse in- und ausländischer
Firmen an IT-Dienstleistern, deren Server sich auf Schweizer Boden befinden. Denn im
Gegensatz zu den USA, die auf der Grundlage des Uniting and Strengthening America by
Providing Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism Act of 2001
(USA PATRIOT Act) ohne richterliche Verfügung auf Server von US-Firmen zugreifen
können, braucht es in der Schweiz eine richterliche Anordnung zur Datenherausgabe. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.06.2013
NADJA ACKERMANN

Im September 2013 wurde bekannt, dass in zwei ehemaligen Rechenzentren der
Swisscom Backup-Tapes mit grossen Datenmengen entwendet worden waren. Die
Swisscom bemerkte den Diebstahl erst nach einer Anfrage der NZZ, welcher die Daten
von einem Unbekannten zugespielt worden waren. Die Telecom-Anbieterin reichte
daraufhin bei der Staatsanwaltschaft Bern-Mittelland eine Strafanzeige gegen
Unbekannt ein und informierte den Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten. Im
Dezember wurde das Strafverfahren sistiert. Die Swisscom konnte sich nicht erklären,
wie die Daten entwendet werden konnten. Zwischen der NZZ und der Swisscom
entbrannte ein Streit darüber, ob die Zeitung über den Inhalt der Datenbänder hätte
berichten dürfen. Im Dezember verhinderte die Swisscom die Publikation weiterer
Artikel und erwirkte vom Handelsgericht des Kantons Bern eine superprovisorische
Verfügung gegen weitere Veröffentlichungen. Die NZZ erwog dies anzufechten, weil laut
Experten für Informationsrecht die Daten auf den Bändern niemandem gehörten und
die Swisscom deshalb nicht klageberechtigt sei. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.2013
NADJA ACKERMANN

Nachdem der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019 den vom Bundesrat
eingeschlagenen Weg in Richtung E-ID fast unverändert weitergegangen war, wurde in
den Medien diskutiert, ob die E-ID, wenn sie wie im Gesetzesentwurf vorgesehen von
privaten Anbietern herausgegeben wird, auf genügend Vertrauen in der Bevölkerung
stossen werde. In diesem Zusammenhang wurden vor allem Datenschutzbedenken
vorgebracht, da der private Herausgeber der E-ID auch über deren Nutzung Bescheid
wüsste. Da diese Daten mit erheblichem Missbrauchspotenzial behaftet sind, wurde
angezweifelt, dass die Schweizerinnen und Schweizer diese in die Hände von privaten
Anbietern legen wollten. Um aufzuzeigen, «dass die Mehrheit der Schweizer
Bevölkerung nicht hinter einer E-ID steht, die von privaten Firmen herausgegeben
wird», so Daniel Graf gegenüber der NZZ, lancierten Grafs Politikplattform Wecollect,
die Stiftung für Konsumentenschutz und die Digitale Gesellschaft eine repräsentative
Umfrage.
Ebendiese Umfrage förderte Ende Mai zutage, dass das Konzept des Bundesrates mit
den privaten Identity Providern bei der Schweizer Stimmbevölkerung durchfällt. 87
Prozent der 973 Befragten wünschten sich, die E-ID solle vom Staat herausgegeben
werden, wohingegen sich nur 2 Prozent für die privatwirtschaftliche Lösung
aussprachen. 75 Prozent der Befragten haben in Bezug auf den Datenschutz das
grössere Vertrauen in den Staat als in private Anbieter; gemäss Sara Stalder,
Geschäftsleiterin der SKS, bestehe bei privaten Unternehmen die Gefahr, dass sie die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.2019
KARIN FRICK
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persönlichen Daten für kommerzielle Zwecke nutzten. Die Allianz aus
Konsumentenschutzorganisationen, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Public Beta
und der Plattform Wecollect erhoffte sich, mit diesen Ergebnissen den Ständerat unter
Druck zu setzen, die Gesetzesvorlage in der bevorstehenden Sommersession an den
Bundesrat zurückzuweisen, damit dieser ein neues Konzept erarbeite.
Die RK-SR befasste sich in der Zwischenzeit mit dem Gesetz, lehnte einen
entsprechenden Rückweisungsantrag ab und unterstützte einstimmig die Einsetzung
einer unabhängigen Aufsichtskommission (Eidcom, nach dem Vorbild der Comcom), die
anstatt der vom Bundesrat vorgesehenen Verwaltungsstelle mit der Anerkennung und
Überwachung der privaten Identity Provider betraut werden soll. Hinter diesem bereits
im April vom Präsidenten der Swiss Data Alliance ins Spiel gebrachten Vorschlag steht
die Hoffnung, die unabhängige Kontrollstelle möge das Vertrauen der Bevölkerung in die
von Privaten angebotene E-ID stärken. David Basin, Leiter der Gruppe für
Informationssicherheit an der ETH Zürich, und der Kryptologe Jan Camenisch
kritisierten in der NZZ unterdessen, dass das Gesetz keine Mindeststandards für den
Datenschutz festlege. Ihrer Einschätzung nach wäre es technisch gesehen sogar
möglich, die E-ID so zu realisieren, dass die privatwirtschaftlichen Anbieter gar keine
Kenntnis davon erlangen, wann und wo die E-ID zum Einsatz kommt. Da so gar keine
Nutzungsdaten anfielen, könnten diese auch nicht gehackt oder weiterverkauft werden,
was dem Vertrauen der Nutzerinnen und Nutzer zuträglich sein sollte. Ob man das
Referendum ergreifen werde, sollte sich die privatwirtschaftliche Lösung im Parlament
letztlich durchsetzen, liess die Gegner-Allianz vorerst noch offen. 13

Im Kampf gegen die Ausbreitung des Coronavirus setzten mehrere früh von der
Pandemie betroffene Länder, beispielsweise China, Singapur, Südkorea oder Taiwan,
auf staatlich verordnetes Mobiltelefon-Tracking, damit die Behörden den Standort
einer Person verfolgen und so einerseits die Einhaltung von Isolation und Quarantäne
überwachen und andererseits Passanten vor infizierten Personen warnen konnten.
Ende März berichtete die Presse, dass auch in der Schweiz das BAG Handydaten zur
Bewältigung der Pandemie nutze. Im Fokus stand dabei jedoch nicht das
personalisierte Tracking, sondern die Auswertung anonymisierter Massendaten aus dem
Mobilfunknetz der Swisscom, um zu überprüfen, ob sich die Bevölkerung an das Verbot
von Ansammlungen von mehr als fünf Personen im öffentlichen Raum hielt und wo sich
allenfalls zu grosse Menschenansammlungen bildeten. Auf Kritik aus Datenschutzkreisen
entgegnete das BAG in der Presse, die Daten liessen keine Rückschlüsse auf einzelne
Personen zu und würden nicht in Echtzeit verwendet, weshalb es sich nicht um eine
Überwachung, sondern um eine verhältnismässige Massnahme handle.
Die permanente Mitverfolgung des Standorts aller Personen durch den Staat, mit der
einige asiatische Länder schnelle Erfolge in der Eindämmung der Pandemie erzielten,
war in Europa datenschutzrechtlich undenkbar. Ein paneuropäisches Konsortium von
130 Forschungseinrichtungen aus acht Ländern, darunter auch die ETHZ und die EPFL,
das Anfang April in den Medien vorgestellt wurde, arbeitete daher an einer auf Europa
zugeschnittenen, die Privatsphäre bewahrenden Lösung, um die Rückverfolgung der
Kontakte infizierter Personen zu unterstützen. Ziel war eine Smartphone-App zum
Proximity Tracing, d.h. zum Erkennen, welche Personen sich so nah waren, dass eine
Übertragung des Coronavirus möglich gewesen wäre. Die europäische App setzte
allerdings nicht auf die Standort-Lokalisierung der Nutzerinnen und Nutzer, sondern
auf eine extra zu diesem Zweck von Apple und Google gemeinsam entwickelte
Bluetooth-Schnittstelle. Über Bluetooth soll die App andere Smartphones in einem
gewissen Umkreis erkennen, auf denen die Anwendung ebenfalls aktiviert ist, und diese
Kontakte anonym speichern. Eine positiv auf das Coronavirus getestete Person kann
dann über die App die registrierten Kontaktpersonen warnen, sodass sich diese
frühzeitig in Quarantäne begeben und testen lassen können. Für den Bundesrat sei
diese Anwendung «interessant», wie Karin Keller-Sutter gegenüber dem Tages-Anzeiger
sagte. Man kläre derzeit ab, wie dieses System in der Schweiz zum Einsatz kommen
könnte und wie die Rechtslage aussehe. Aus Datenschutzsicht hielt EDÖB Adrian
Lobsiger diesen Weg gemäss Tages-Anzeiger für «gangbar», solange das Herunterladen
der App freiwillig sei. Wie in den Medien erklärt wurde, sammle das System keine
personalisierten Daten; vielmehr würden die Kontakte für eine begrenzte Zeit als
verschlüsselte Codes abgespeichert.
Den beiden Schweizer Hochschulen erschien das europäische Projekt nach einiger Zeit
jedoch zu wenig transparent und sie befanden, es lege zu wenig Wert auf den Schutz
der Privatsphäre. Mitte April zogen sie sich daher – wie auch einige weitere
Institutionen, die zum gleichen Schluss gekommen waren – daraus zurück und
kündigten an, stattdessen eine eigene Lösung zu entwickeln, die im Gegensatz zum
europäischen System keine Kontaktdaten sammle, sondern sie jeweils dezentral direkt

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.04.2020
KARIN FRICK
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auf dem Smartphone speichere. So könne weder nachverfolgt werden, welche Personen
miteinander in Kontakt waren, noch welche sich infiziert und damit eine Warnung
ausgelöst haben, selbst wenn die Server der App-Betreiber gehackt werden sollten,
erklärten die Medien. Auch der EDÖB, das Nationale Zentrum für Cybersicherheit und
die Nationale Ethikkommission zeigten sich in der Presse zufrieden mit dem gewählten
dezentralen Ansatz: Damit werde die Privatsphäre bestmöglich geschützt.
In seiner Medienkonferenz vom 29. April bestätigte der Bundesrat schliesslich, dass er
plane, der Bevölkerung zeitnah eine solche Corona-Warn-App zur Verfügung zu stellen;
diese werde derzeit von der ETHZ und der EPFL gemeinsam mit dem Bund entwickelt.
Weiter versicherte die Regierung, dass der Gebrauch der App freiwillig sein und sie nur
für die Dauer der Krise eingesetzt werde. Bis anhin hatte sich der Bundesrat dazu nur
sehr zurückhaltend geäussert, was in den Medien bereits für Spekulationen gesorgt
hatte, weil vonseiten des BAG und der beteiligten Hochschulen bereits Tage zuvor ein
konkretes Datum kommuniziert worden war, an dem die App bereitstehen sollte.
Gleichzeitig erörterte die Presse viele noch offene Fragen zur geplanten Corona-Warn-
App. Vor dem Hintergrund einer Experteneinschätzung, wonach 60 Prozent der
Bevölkerung die App nutzen müssten, damit sie wirksam sei, wurde debattiert, ob die
Freiwilligkeit der richtige Weg sei. Dies wurde aus ethischen Gründen – namentlich,
weil ein App-Zwang einen inakzeptablen Eingriff in die persönliche Selbstbestimmung
darstellte – grösstenteils bejaht, aber gleichzeitig anerkannt, dass eine so weit
verbreitete, freiwillige Verwendung der App eine grosse Akzeptanz und damit ein
grosses Vertrauen seitens der Bevölkerung voraussetze. Dieses Vertrauen basiere
seinerseits gerade auf der Freiwilligkeit und nur schon der geringste Anschein, der Staat
wolle die Menschen zur Benutzung der App drängen, könnte es zerstören, warnte etwa
die Zürcher GLP-Nationalrätin und Geschäftsführerin des IT-Verbandes Swico Judith
Bellaïche im Tages-Anzeiger. Gegen die App wurde indessen das Argument ins Feld
geführt, sie bringe nichts, weil sie das manuelle Contact Tracing nicht ersetzen könne.
Dem widersprach der massgeblich an der Entwicklung der App beteiligte EPFL-
Epidemiologe Marcel Salathé nicht, erklärte aber gegenüber dem «Blick», dass die
Contact-Tracing-Stellen durch die App entscheidend entlastet werden könnten und
dass jede Installation helfe, auch wenn weniger als 60 Prozent der Bevölkerung die App
nutzten.
Eine Mitte April im Auftrag der NZZ durchgeführte Befragung, deren Ergebnisse die
Zeitung Anfang Mai publizierte, hatte ergeben, dass knapp drei Viertel der Schweizer
Bevölkerung sich bereit erklärten, eine Tracking-App zu installieren, wenn diese zur
Eindämmung des Coronavirus und damit zur Verkürzung des Lockdowns beitragen
könnte. Dabei würden die Befragten am ehesten eine App installieren, die vom
Bundesrat herausgegeben würde – gut die Hälfte erklärte sich dazu bereit –, während
das BAG, die Kantone und andere vorgeschlagene Institutionen deutlich weniger
Vertrauen genossen. Bei den Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern, unter
denen die NZZ eine ähnliche Umfrage durchgeführt hatte, konnte sich ebenfalls gut die
Hälfte vorstellen, die Corona-App des Bundes zu installieren, wobei einzig in der
Grünen Fraktion klar die Skepsis überwog. Ein Obligatorium für die Anwendung wurde
von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern hingegen grossmehrheitlich
abgelehnt. 14

Zum Start der Pilotphase der Proximity-Tracing-App des Bundes Ende Mai 2020
veröffentlichte der Bundesrat die Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage, die das BAG
Ende April in Auftrag gegeben hatte, um die Einstellung der Schweizer Bevölkerung zur
Corona-App zu erfahren. Demnach begrüssten 70 Prozent der Bevölkerung die
Einführung der App und 59 Prozent erklärten sich klar oder eher dazu bereit, sie zu
installieren. Eine Mehrheit der Befragten stellte sich aber klar gegen eine
Installationspflicht, insbesondere gegen einen punktuellen App-Zwang zum Beispiel
durch Arbeitgeber oder als Bedingung für den Zugang zu bestimmten Angeboten und
Dienstleistungen. Als für die Installationsbereitschaft entscheidende Faktoren
identifizierte die Studie das konkret vorhandene Wissen über die Funktionalitäten der
App und das Vertrauen in den Bundesrat. In Widerstand gegen die App resultierten
dahingegen konkrete Datenschutzbedenken sowie die allgemeine Befürchtung, dass im
Zuge der Corona-Pandemie der Persönlichkeitsschutz dauerhaft eingeschränkt werden
könnte. Besonders skeptisch zeigten sich jene Personen, die trotz Corona-
Einschränkungen viele ausserhäusliche Kontakte pflegten und die sich vor einer
Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit und einer zwangsweise durchgesetzten
Quarantäne fürchteten. Die Autoren kamen zum Schluss, «dass die Faktoren
Eigenverantwortung, Vertrauen und freiwillige Solidarität die Basis bilden für eine weite
Verbreitung einer Proximity-Tracing-App in der Schweiz». Um möglichst viele
Menschen dazu zu bewegen, die App zu installieren, plane das BAG, sobald das
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Parlament grünes Licht für die App gegeben haben wird, eine entsprechende
Informationskampagne zu starten, berichtete «Le Temps». 15

Anlässlich der Freischaltung der SwissCovid-App um Mitternacht des 25. Juni 2020
brachten die Medien der Bevölkerung die genaue Funktionsweise sowie die Vor- und
Nachteile der SwissCovid-App näher. Am ersten Tag wurde die App gemäss
Presseberichten bereits eine halbe Million Mal aktiviert. Eine gute Woche später war
diese Zahl auf rund eine Million gestiegen. Damit sei das Interesse an der App aber
deutlich geringer als erwartet beziehungsweise sei die anfängliche Euphorie allzu
schnell verflogen, so das allgemeine Urteil. Verschiedene Experten stellten
übereinstimmend fest, dass das Vertrauen in die App und die Bereitschaft zur
Installation wohl doch geringer seien als gedacht. Es sei nun an den Behörden, besser
zu kommunizieren, um diesen Widerstand in der Bevölkerung doch noch zu
überwinden. 
Drei Wochen nach dem Start fiel die Bilanz der SwissCovid-App eher nüchtern aus und
die NZZ fragte rhetorisch: «Geht der SwissCovid-App die Luft aus?» Sie verwies auf die
bereits wieder rückläufige Anzahl aktiver Apps, die ihrerseits jedoch nach wie vor
steigenden und inzwischen rund 1.8 Mio. zählenden Downloads gegenüberstanden. Das
BAG führte diese Diskrepanz auf Probleme bei der Messung der aktiven Apps zurück
und versprach künftig genauere Zahlen. Ausserdem kündigte das Bundesamt eine
weitere, gross angelegte Werbekampagne für die App an.
Der Nutzen der App wurde in der öffentlichen Debatte folglich aber nicht nur durch die
geringen Nutzerzahlen, sondern auch durch die mangelhafte Arbeit der involvierten
Behördenstellen relativiert. Wie die NZZ berichtete, erhielten positiv getestete
Personen den Covidcode zum Teil erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung, sodass
die Kontaktpersonen viel zu spät gewarnt würden. Ausserdem funktioniere die
Zusammenarbeit zwischen der Hotline des Bundes, an die sich App-Nutzer im Falle
einer Benachrichtigung über eine mögliche Ansteckung wenden sollten, und den
Contact-Tracing-Stellen der Kantone beziehungsweise den kantonsärztlichen Diensten
alles andere als reibungslos. Dadurch erhielten die von der App gewarnten Personen
keine offizielle Quarantäneanordnung und damit keinen Erwerbsersatzanspruch, wie es
der Bundesrat im Erläuterungsbericht zur Proximity-Tracing-System-Verordnung
vorgesehen hatte. Gerade deshalb blieben viele der potenziell Infizierten nicht zu
Hause und gefährdeten so Andere, kritisierte der Geschäftsführer der BAG-Hotline-
Betreiberin Andy Fischer.
Unterdessen lancierte ein Bürgerkomitee in der Westschweiz ein Referendum gegen
die vom Parlament beschlossene dringliche Änderung des Epidemiengesetzes, die als
gesetzliche Grundlage für die SwissCovid-App dient. Das Komitee bemängelte, dass
keine richtige demokratische Debatte über die Risiken der Tracing-Technologie geführt
worden sei, und befürchtete deren Missbrauch zur staatlichen Kontrolle sowie sozialen
Druck zu deren Nutzung. Die Konzerne Apple und Google, die die entscheidende
Bluetooth-Schnittstelle zur Verfügung stellten, seien nicht gerade für ihren Datenschutz
berühmt und die Bluetooth-Technologie sei zu ungenau, sodass viele unnötige
Quarantänen verfügt würden, was der Wirtschaft schade, zitierte die Presse aus der
Argumentation. Aus dem Kreis der eidgenössischen Parlamentarierinnen und
Parlamentarier gehörte dem Komitee der Walliser SVP-Nationalrat Jean-Luc Addor an.
Bis am 8. Oktober hat das Komitee Zeit, die notwendigen 50'000 Unterschriften zu
sammeln. Das dringliche Gesetz würde bei einem zustande gekommenen Referendum
jedoch erst nach der Ablehnung in der Volksabstimmung oder ein Jahr nach
Inkrafttreten, falls die Abstimmung nicht vorher stattfindet, ausser Kraft gesetzt. 16
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Einen Tag nach Ablauf der Referendumsfrist am 8. Oktober 2020 erklärte Bundesrat
Alain Berset Medienberichten zufolge das Referendum gegen die SwissCovid-App für
gescheitert. Auf der Kurznachrichten-Plattform Twitter habe sich der
Gesundheitsminister erfreut gezeigt und die Wichtigkeit der App für die Unterbrechung
der Infektionsketten unterstrichen. Gegenüber der Aargauer Zeitung bestätigte
François de Siebenthal als Sprecher des Referendumskomitees, dass die benötigten
Unterschriften nicht beisammen seien. Wie der «Corriere del Ticino» ergänzte, sei die
App bis zu diesem Zeitpunkt 2.5 Millionen Mal heruntergeladen worden. 17
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Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Neben den in den letzten Jahren virulenter werdenden Diskussionen über E-Voting
gingen andere Möglichkeiten der Digitalisierung (direkt-)demokratischer Prozesse etwas
unter. Dabei hatte der Bundesrat bereits 2009 beschlossen, neben dem elektronischen
Wählen und Abstimmen auch die Möglichkeit der digitalen Unterschriftensammlung
vorantreiben zu wollen. Das sogenannte E-Collecting wurde damals als dritte Phase des
Projektes «Vote électronique» angekündigt, die in Angriff genommen werde, wenn E-
Voting umgesetzt sei. 
Seit damals hat sich in der Tat einiges getan. So kamen verschiedentlich innert
kürzester Zeit via Facebook zahlreiche Unterschriften zusammen, etwa für eine Petition
zur Senkung der Billag-Gebühren oder für eine (gescheiterte) Volksinitiative für Tempo
140 auf Autobahnen. Das Scheitern der Letzteren zeigte freilich, dass ein Like auf
Facebook nicht automatisch eine Unterschrift unter ein Initiativbegehren bedeutet.
Gültig ist eine Unterschrift nämlich bisher nur in ihrer analogen Form und nur, wenn
Name und Vorname handschriftlich angebracht wurden. Online verbreitete
Unterschriftenbögen müssen also ausgedruckt, ausgefüllt, unterschrieben und an die
Initianten gesandt werden. 

Die eigentliche Idee von E-Collecting würde hingegen eine elektronische Unterschrift
erlauben. Der bundesrätliche Plan ist, dass alle kantonalen und kommunalen
Stimmregister harmonisiert werden und jede Bürgerin und jeder Bürger eine eindeutige
Online-Identität erhält, auf deren Grundlage sie auch Initiativen unterschreiben
könnten. 
Diese Idee weckte Ängste und Hoffnungen, die in den Medien reflektiert wurden.
Insbesondere wurde befürchtet, dass das Unterzeichnen von Anliegen viel einfacher
werde, was zu einer Flut von Initiativen führen würde. Die Möglichkeit für digitales
Unterschreiben – so wurde gemutmasst – werde die Erhöhung der
Unterschriftenhürden oder neue Institutionen wie etwa die Volksmotion nach sich
ziehen. Mit Letzterer würde eine bestimmte Zahl von Unterschriften das Parlament
dazu zwingen, ein Volksanliegen wie eine parlamentarische Motion zu behandeln.
Befürchtet wurde zudem, dass Parteien überflüssig würden, wenn kleine Gruppen
mittels sozialer Medien rasch und effektiv mobilisieren und Unterschriften sammeln
könnten. 
Es gab allerdings auch zahlreiche Befürworterinnen und Befürworter des digitalen
Unterzeichnens von Volksbegehren, die die Bedenken dämpfen wollten. Die Zahl an
Initiativen würde sich auch mit Online-Unterschriften selber regulieren, da auch hier an
der Urne nur Projekte angenommen würden, die auch wirklich Mehrheiten finden
würden. Zudem gehe das Sammeln auf der Strasse häufig mit unreflektiertem
Unterschreiben einher. Bei E-Collecting gäbe es hingegen zahlreiche Möglichkeiten,
sich vor einer Unterschrift zu informieren. Es müsse sich erst weisen, ob Online-
Sammlungen einfacher seien als etwa Massenversände, bei denen beispielsweise grosse
Parteien oder Organisationen ihren Mitgliedern per Post Unterschriftenbögen
zusenden. Dort sei der Rücklauf jeweils nicht sehr hoch und es zeige sich immer
wieder, dass ein Gespräch besser funktioniere als eine anonyme Abfertigung im
Massenversand. Nicht zuletzt könne Digitalisierung aber die Teilhabe am politischen
Prozess verstärken und Parteien würden die Möglichkeiten der Digitalisierung für sich
zu nutzen lernen.

2016 startete mit «WeCollect» eine Plattform, die sich das vermeintlich einfachere
digitale Prozedere zunutze machte. Wer ein Anliegen unterstützen will, trägt sich online
ein und erhält eine Mail mit einem Antwortbogen als PDF, der bereits vorfrankiert ist.
Dieser muss ausgedruckt, unterschrieben und per Post zurückgesendet werden. Daniel
Graf, der Betreiber der Plattform, kündigte an, mit der Plattform parteipolitisch neutral
sein zu wollen. Komitees könnten sich bewerben und die Community werde dann
entscheiden, ob ein Anliegen unterstützt werde. Diese Community bestehe aus
«linksliberalen und weltoffenen» Personen, die sich für die Plattform registrierten und
ihrerseits dann ein Potenzial für Unterschriften bildeten; innerhalb von rund zwei
Jahren gehörten bereits 50'000 Personen dazu. Innert wenigen Tagen und relativ billig
könnten auf WeCollect die nötigen Unterschriften zusammenkommen, betonte Graf.
Würden bei herkömmlichen Unterschriftensammlungen die Kosten pro Unterschrift auf
zwei bis drei Franken geschätzt, könne bei WeCollect mit weniger als CHF 1 pro
Unterschrift gerechnet werden. Dies sei auch deshalb möglich, weil neben der
Unterschrift auf seiner Plattform auch gespendet werden könne, so Graf. Damit
könnten der Einrichtungsaufwand auf seiner Plattform und eventuell gar die
Portokosten finanziert werden. Die ersten Anliegen, für die der Service von WeCollect
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in Anspruch genommen wurden, waren die Transparenzinitiative der SP und die
Initiative für einen Vaterschaftsurlaub. 
Die Plattform wurde allerdings auch kritisiert. Dass Graf alleine entscheide, wer seine
Dienste nutzen dürfe, sei problematisch. Nachdem die CVP mit ihrer
Gesundheitskosten-Initiative und ein rechtes Komitee mit dem Begehren «Zuerst
Arbeit für Inländer» bei Graf abgeblitzt waren, wurden bürgerliche Stimmen laut, die
eine problematische Machtballung ausmachten. Neben der ideologischen Ausrichtung
wurden zudem Bedenken hinsichtlich des Datenschutzes laut. 18

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Im Januar 2022 sorgte ein Datenleck bei den SBB für einiges mediales Aufsehen. Wie
die Medien berichteten, konnte ein externer IT-Spezialist auf der SBB-
Vertriebsplattform durch automatisierte Abfragen rund 1 Million Datensätze abgreifen.
Das Leck, das aufgrund eines technischen Mangels entstanden war, bestand nach
Angaben der Medien für wenige Wochen und wurde im Januar 2022 beseitigt. In den
Datensätzen, die abgeflossen sind, waren gemäss SBB Informationen über Namen und
Geburtsort von Kundinnen und Kunden sowie über gekaufte Tickets und Abonnemente
enthalten. Es sei jedoch kein Schaden für die Kundinnen und Kunden entstanden, da
keine Email-Adressen oder Passwörter öffentlich zugänglich gewesen seien, so die SBB.
Letztere informierten sodann den eidgenössischen Datenschutzbeauftragten über den
Vorfall und leiteten eine interne Untersuchung ein.
Die NZZ kritisierte in der Folge die Aussage der SBB, wonach der Kundschaft kein
Schaden entstanden sei; die abgegriffenen Informationen seien nämlich, verknüpft mit
anderen Daten, für Kriminelle durchaus wertvoll. Auch in Le Temps wurden die SBB
kritisiert: François Charlet, ein auf neue Technologien spezialisierter Jurist, vermutete,
dass es die SBB nicht bemerkt hätten, wenn zusätzlich zum IT-Spezialisten auch eine
Person mit kriminellen Absichten in der fraglichen Zeit Daten an sich genommen
hätte. 19
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medien

La politique d'information de la Confédération dans l'affaire Jeanmaire n'a pas été
comprise par tout le monde. La discrétion des autorités et le besoin de nouvelles du
public étaient diamétralement opposés: la rumeur publique s'est alors enflée. Le
landammann du canton de Schwyz s'est engagé dans une politique d'information
ouverte en invitant les citoyens à des heures d'audience. Ce canton a également publié
un journal pour orienter les citoyens sur les objets portés en votation. Le gouvernement
grison a en revanche réduit le flux de ses informations: les directives du gouvernement
et de l'administration en cette matière ont été sévèrement critiquées. 20
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En les dévoilant sous l'appellation «Suisse secrets», un consortium de médias
internationaux, parmi lesquels la Süddeutsche Zeitung, le Monde, New York Times et
The Guardian, a publié les données de 18'000 comptes appartenant à plus de 30'000
clients de la banque Credit Suisse. Pour la plupart fermés aujourd'hui, ces comptes ont
notamment appartenu à des dictateurs, trafiquants en tous genres, criminels de guerre
condamnés et à d'autres personnes peu fréquentables. De manière surprenante au
premier abord, le consortium à l'origine de cette fuite de données ne comprenait
aucun média suisse. Ceux-ci n'ont donc pas participé à une enquête longue de
plusieurs mois, se déroulant dans leur propre pays. Leur absence s'explique à l'aide de
l'article 47 de la loi sur les banques (LB). Cet article stipule que celui ou celle qui
«révèle intentionnellement un secret qui lui a été confié [...] ou exploite ce secret à son
profit ou au profit d’un tiers» peut être sanctionné par une peine privative de liberté
allant jusqu'à trois ans. Pour les journalistes, cela signifie que réaliser un reportage à
l'aide de données bancaires volées est passible de prison. Afin de ne pas encourir ce
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risque, la presse suisse ne s'est donc volontairement pas mêlée à l'enquête, ce qui n'a
pas manqué de déclencher des questionnements sur la liberté de la presse en Suisse.
La rapporteuse spéciale de l'ONU sur la liberté d'expression, Irene Khan, s'est insurgée
contre la législation helvétique, que l'on ne retrouve dans aucun autre pays
démocratique. Selon elle, «poursuivre pénalement des journalistes qui ont publié des
données bancaires d'intérêt public serait contraire aux règles internationales sur les
droits humains».
L'origine de cette législation remonte au début des années 2010. Alors que le secret
bancaire se trouvait sous pression internationale, le PLR a souhaité contre-attaquer en
déposant une initiative parlementaire dont le but était de punir la vente de données
bancaires. Peu après, la fin du secret bancaire et l'adoption de l'échange automatique
de données ont supprimé l'incitation pour le fisc d'autres pays à payer pour des
données volées. Cependant, dans la sphère politique suisse, le désir de punir les vols
est resté. Le PLR avait proposé une peine de 3 ans de prison, autant que pour une prise
d'otage ou un incendie volontaire, a souligné le journal 24Heures. Cette mesure a été
adoptée en 2014. Au cours des débats parlementaires, il avait été clairement déclaré
que les médias étaient eux aussi soumis à la nouvelle loi. L'existence d'un intérêt public
prépondérant à la publication de certaines données aurait pourtant pu permettre de
contourner la loi. Cependant, la jurisprudence du Tribunal fédéral n'a pour l'heure pas
confirmé cette possibilité, désavouant à plusieurs reprises des lanceurs et lanceuses
d'alertes. 
Peu après la publication des «Suisse secrets», le Parlement a réagi à cette éventuelle
entrave à la liberté de presse, garantie par l'article 17 de la Constitution fédérale. La
commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a prévu de
mener des auditions relatives à «la liberté de presse sur les questions concernant la
place financière». Membre de la commission, la verte Regula Rytz (verts, BE) a
notamment indiqué vouloir mettre en place une protection non seulement pour les
journalistes, mais aussi pour les lanceurs et lanceuses d'alerte. Partisan de la révision
de la loi en 2014, le sénateur Andrea Caroni (plr, AR) s'est montré ouvert à une révision.
Selon lui, la publication de données personnelles, qui violent la sphère privée des
personnes concernées, devrait continuer à être passible d'une sanction. Cependant,
les journalistes pourraient dans certains cas se prévaloir d'un intérêt public qui
justifierait la publication de leurs informations. Le président de la CER-CN Léo Müller
(centre, LU) s'est lui exprimé contre une modification de la loi, arguant que le secret
bancaire appartient à la tradition suisse et qu'il doit valoir pour tous et toutes, banques
comme journalistes. 21

Appelé à suivre la décision de l'Union européenne (UE), le Conseil fédéral a finalement
décidé de ne pas interdire la diffusion de Russia Today (RT) et Sputnik sur le territoire
helvétique. Les deux médias d'information, financés par l'État russe, sont accusés de
faire de la propagande sur la guerre en Ukraine. Ils n'utilisent par exemple pas le terme
«guerre», préférant parler d'une «opération spéciale», reprenant la terminologie de
Moscou. La décision de l'UE de bannir les deux chaînes a été prise au début de mois de
mars. La Suisse était divisée quant à la reprise de cette sanction. Le DEFR était contre,
arguant qu'il s'agissait d'une atteinte disproportionnée à la liberté d'expression. À
l'inverse, le DDPS s'est positionné en faveur du bannissement des «instruments de
propagande du Kremlin». Ceux-ci n'auraient pas d'indépendance rédactionnelle, ni
n'exprimeraient une attitude critique envers la Russie. Après réflexion, le Conseil
fédéral n'a pas incorporé l'interdiction des médias russes à ses sanctions, voulant éviter
ce qui peut être interprété comme une censure. Cependant, Swisscom, Sunrise et Salt
ont décidé d'interdire RT et Sputnik, qui sont donc seulement disponibles sur
internet. 22
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Radio und Fernsehen

Radio und Fernsehen mit ihrem uneingeschränkten Ausstrahlungs- und
Beeinflussungsvermögen erregten weiterhin die öffentliche Aufmerksamkeit.
Behördenvertreter führten die Schwierigkeiten, die sich insbesondere in
Personalfragen ausdrückten, auf eine Wachstumskrise der Massenmedien zurück.
Demgegenüber machten mehrere Redner in einer Nationalratsdebatte im Juni, die sich
mit zahlreichen parlamentarischen Vorstössen zu Radio und Fernsehproblemen
befasste, ein strukturelles Ungenügen der Schweizerischen Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) geltend. Die Sozialdemokraten riefen nach einer personellen
Ausweitung der Generaldirektion sowie mit Unterstützung der Unabhängigen nach der
Verlagerung der Programmhoheit in die Regionen und nach Mitbestimmung für das
Personal. Auch die Christlichdemokraten waren der Meinung, dass, solange die SRG ein
Monopolbetrieb sei, Rekurs-, Kontroll- und Mitbestimmungsmöglichkeiten einzubauen
seien, am besten in der Form eines unabhängigen Radio- und Fernsehrates. Die Frage
der Programmfreiheit spaltete den Rat in zwei Lager. Auf der einen Seite befürworteten
die Sozialdemokraten eine uneingeschränkte Programmfreiheit; sie erklärten
Objektivität in der Programmgestaltung als unrealisierbar. Auf der andern Seite riefen
Vertreter der bürgerlichen Parteien wegen des Monopolcharakters der Massenmedien
nach einer gewissen Kontrollmöglichkeit durch politische Instanzen. Bundesrat Bonvin
wies in seiner Antwort darauf hin, dass seit Oktober 1970 eine juristische
Expertenkommission sich mit der Ausarbeitung eines Verfassungsartikels über Radio
und Fernsehen befasse. Mit der Überprüfung der Strukturen habe die SRG ein
Spezialbüro für Organisationsfragen beauftragt. In der Richtung auf eine Einführung der
innerbetrieblichen Mitbestimmung wurde ein Fortschritt erzielt: SRG und
Personalverbände von Radio und Fernsehen schlossen im Herbst eine Vereinbarung ab,
die paritätische Studiokommissionen und eine gesamtschweizerische paritätische
Arbeitsgruppe beauftragte, konkrete Vorschläge auszuarbeiten. Am Jahresende wählte
der Bundesrat nach längeren Auseinandersetzungen den Tessiner Stelio Molo als
Nachfolger des altershalber zurücktretenden Marcel Bezençon zum neuen
Generaldirektor der SRG. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1971
RUTH GULLO

Für Radio und Fernsehen genehmigte der Bundesrat eine Erhöhung der
Konzessionsgebühren auf Neujahr 1973. Im Vordergrund standen jedoch qualitative und
strukturelle Fragen. Scharfe Kritik der SVP an einzelnen Informationssendungen des
Deutschschweizer Fernsehens und die Forderung von Vertretern der SVP an den
Bundesrat, bei der Ausarbeitung des Verfassungsartikels für die beiden Massenmedien
wirksamere Kontrollinstanzen vorzusehen, führten wie schon im Vorjahr zu einer
Fernsehdebatte im Parlament, die im wesentlichen dieselben gegensätzlichen
Argumentationen brachte wie diejenige von 1971. Angesichts der kontroversen
Stellungnahmen hatte die juristische Expertenkommission, die auf Grund der
Vernehmlassungen aus den Jahren 1968 und 1969 einen Artikel ausarbeiten sollte,
Mühe, zu einem gemeinsamen Vorschlag zu kommen. Der Bundesrat entschloss sich
deshalb, diesen den interessierten Kreisen noch einmal zur Meinungsäusserung zu
unterbreiten. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.1972
RUTH GULLO

Die Auseinandersetzungen um die Gestaltung der Informationssendungen des
Fernsehens verschärften sich, als sich Ende Januar eine überparteiliche Vereinigung
schweizerischer Fernsehzuschauer und Radiohörer, die «Schweizerische Fernseh und
Radio-Vereinigung» (SFRV) konstituierte. Die SFRV, als deren Präsident Nationalrat W.
Hofer (svp, BE) gewählt wurde, will «nachgewiesene Tendenzen zur einseitigen
Beeinflussung des Publikums» bekämpfen und unter anderem auch an der
Ausarbeitung des Verfassungstextes und der Gesetzgebung über Radio und Fernsehen
mitarbeiten. Die Gründung stiess auch im Kreise der in der SFRV vertretenen Parteien
CVP, FDP und LdU vorwiegend auf Skepsis oder Ablehnung. Man äusserte Zweifel an der
Möglichkeit der «unautorisierten» SFRV, ihre anspruchsvollen Ziele zu verwirklichen,
und wies darauf hin, dass es in erster Linie Aufgabe der zuständigen
Konzessionsbehörde – der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft – sei, eine
einseitige Berichterstattung zu verhindern. Im April wandte sich eine von zahlreichen
Persönlichkeiten unterstützte «Aktion Freiheit für Radio und Fernsehen» gegen
«Druckversuche» im Bereich der freien Meinungsbildung. Ins Schussfeld der Kritik
gelangte vor allem eine Berichterstattung zur Chile-Debatte aus dem Bundeshaus. Eine
Repräsentativumfrage über allfällige politische Tendenzen der Tagesschau ergab ein
Resultat, welches die Bedeutung des anhaltenden Seilziehens um das

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT
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«Monopolärgernis» Fernsehen relativiert: 54 Prozent der Befragten beurteilten die
Tagesschau als politisch neutral, zehn Prozent als eher zu rechts und acht Prozent als
eher zu links. 25

Die Auseinandersetzungen um Radio und Fernsehen verschärften sich erneut. In einem
stark von Emotionen belasteten Klima, in welchem Dokumentation gegen
Gegendokumentation stand, hatten sich die zuständigen Instanzen mit einer Flut von
Beschwerden und Beanstandungen zu befassen. Diese betrafen meist die Darstellung,
die politisch brisante Themen wie der Jurakonflikt, der Atomkraftwerkbau in
Kaiseraugst, der Strafvollzug oder die Aktivitäten von Soldatenkomitees in den
Informationssendungen gefunden hatten. Klagen richteten sich auch gegen die Sendung
«Kassensturz», die nach der Auffassung des Gewerbeverbandes verschiedene
gewerbliche Branchen verunglimpfte. Der angriffige «Kassensturz» behandelte
Konsumentenfragen und gehörte zu den beliebtesten und meistbeachteten Sendungen.
Zu einem Eklat führte ein Kommentar des Bundeshausredaktors H. U. Büschi zur
parlamentarischen Behandlung der Frage des Schwangerschaftsabbruchs, in welchem
die Haltung der CVP-Fraktion hart und nach Ansicht der Betroffenen «unsachlich» und
«einseitig» kritisiert worden war. TV-Programmdirektor G. Frei entschuldigte sich in
der Folge in aller Form am Bildschirm, was nun seinerseits wieder vielfach auf wenig
Verständnis stiess und zu Protesten der Fernsehjournalisten und zu parlamentarischen
Vorstössen führte. Kleinere Reportagen über das lokale politische Geschehen in
Romont (FR), Aarberg (BE) und Kerns (OW) und über die Spitalplanung im Thurgau
wurden von den kritisierten Kreisen als «Zerrbilder» zurückgewiesen. Ein Konflikt
zwischen EMD und Schweizer Fernsehen führte zum Abbruch der Produktion des
Fernsehspiels «Feldgraue Scheiben». Daneben wäre noch, vor allem als Illustration der
verhärteten Fronten, die eine Behandlung «heikler» Themen scheinbar kaum mehr
zuliessen, auf die Zensurmassnahmen im Falle eines Films über «Schweizer im
spanischen Bürgerkrieg» hinzuweisen. Zwei Minuten Film mit Aussagen der
Spanienkämpfer zur Frage, was sie unter Demokratie verständen, fielen der Schere zum
Opfer, erschienen aber nachher in der Presse und wurden vielfach als eher harmlos
empfunden. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT

A l'occasion d'une réunion de l'Association suisse de télévision et de radio, qui
continue à reprocher à diverses émissions d'être trop orientées à gauche; quelques
membres ont demandé la démission du directeur des programmes de la Télévision
suisse allemande. Des divergences d'opinions ont également éclaté, certaines
émissions prévues, déclarées incompatibles avec la concession, n'ayant pas été
diffusées. C'est ainsi que la Radio romande a renoncé à retransmettre une interview,
annoncée pourtant, du conseiller national Ziegler (ps, GE), à propos de son livre sur la
Suisse. Un reportage sur les activités des services secrets iraniens en Suisse a été radié
du «CH-Magazin». Enfin un film sur le commerce de fourrures et la protection des
animaux a été suspendu par voie judiciaire à la suite d'une demande des milieux
intéressés. Les marchands de fourrures avaient craint qu'une atteinte préjudiciable soit
portée à leurs intérêts économiques. La guerre dite des «maillots», entre la SSR et les
présidents de quelques clubs de football dont les joueurs se présentent en tenues
publicitaires, a pris une tournure politique. La SSR a décidé de renoncer à l'avenir à la
retransmission de rencontres entre de telles équipes. Les partisans du football ont
manifesté leur mécontentement et le conseiller fédéral Ritschard, dans une réponse
écrite donnée au conseiller national Hubacher (ps, BS) qui avait déposé plainte, a admis
que la décision de la SSR était certes impopulaire mais que la SSR ne refusait pas
vraiment d'accomplir son devoir d'information et qu'il serait souhaitable qu'un accord
intervienne entre la SSR et l'Association suisse de football. Deux émetteurs pirates, à
Genève et Zurich, ont créé des ennuis aux PTT et à la SSR. Le second émettait en
stéréophonie, ce que ne fait pas la Radio suisse. Les PTT sont pourtant parvenus à les
repérer et ils ont engagé une procédure pénale contre les deux radios pirates. Un
changement dans nos relations avec la Principauté du Liechtenstein est intervenu.
Notre petit pays voisin s'était vu adjuger, l'année passée, une longueur d'onde à la
Conférence des ondes longues et moyennes de Genève. Dans une nouvelle convention
postale, la Suisse lui a accordé toute souveraineté pour la radiodiffusion et télévision. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.1976
HANS PETER FLÜCKIGER
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Der «Blick» nahm das 25-jährige Jubiläum des Fernsehens zum Anlass, in einer
ausführlichen Serie gegen die Führung des Fernsehens der deutschen und
rätoromanischen Schweiz (DRS) zu schiessen. Die angegriffenen Kaderleute vermochten
die Aussagen ehemaliger Fernsehmitarbeiter nicht zu widerlegen. Im «Tages-Anzeiger»
wurde vermutet, hinter der «enthüllenden» Folge stünden nicht nur uneigennützige
Interessen, sondern auch verlagspolitische Motive: Kapitalkräftige Kreise, die sich um
ein privates Fernsehen in der Schweiz bemühten, hätten wenig dagegen, wenn die
Monopolgesellschaft SRG in ein schiefes Licht gerate. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.11.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Der für 1980 vorgelegte neue Strukturplan des Fernsehens richtet sich noch
ausgeprägter als bisher nach der deutschen Konkurrenz aus. Das Hauptabendprogramm
wird vorverlegt, anspruchsvollere Sendungen werden auf die Zeit nach 21 Uhr
verschoben. Auf 1980 ist ausserdem die Regionalisierung der Tagesschau und der
Ausbau des Informationsblockes vorgesehen. Bereits 1978 wurde die Hauptabteilung
Aktualität und Politik geschaffen. Bei der Besetzung der neuen Posten klagten
Fernsehmitarbeiter, dass Parteiinteressen vor den Fähigkeiten einzelner Kandidaten
gestanden hätten. Beim Radio wurden neue Programmstrukturen bereits eingeführt.
Unter anderem wurde der abendliche Informationsblock zeitlich auf das künftige
Fernsehangebot abgestimmt. Ausserdem werden nun in der Deutschschweiz täglich
Lokalsendungen für fünf verschiedene Regionen ausgestrahlt. Unzufrieden damit sind
die Regierungen der Kantone Solothurn und Aargau, welche von der SRG die Gründung
einer eigenen Radio-Mitgliedgesellschaft und eigene Lokalsendungen wünschen. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Der von den Behörden angestrebte gesetzlich geordnete Umbruch bei den
elektronischen Medien wurde von dem in Italien stationierten Kommerzsender «Radio
24»  unterlaufen, der nach peripetienreichen juristischen Geplänkeln der italienischen
Stellen im Januar stillgelegt, im März wieder zugelassen und im November vorläufig
erneut geschlossen wurde. Der Bundesrat betrachtet den Sender als im Widerspruch zu
internationalen Abkommen stehend und führt neben juristischen auch
medienpolitische Einwände an, da er sich eine gesellschaftlich orientierte
Medienordnung nicht verbauen lassen will. Eine weitere Kontroverse entstand um die
von den Kabelnetz-Verbänden zunehmend praktizierte Einspeisung von «Radio 24» in
ihre Netze. Sie ignorierten damit ein Schreiben der PTT, das die Übernahme des
Grenzsenders als illegal bezeichnete. Die PTT-Generaldirektion beantragte deshalb, bei
der Revision der Verordnung eins des Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetzes einen
Artikel aufzunehmen, der die Verbreitung von Sendern, die die Bestimmungen des
internationalen Fernmeldevertrages und anderer Abkommen nicht einhalten, untersagt.
Insbesondere der Entscheid des Zürcher Stadtrates (Exekutive), «Radio 24» ins
Kabelnetz der Rediffusion aufzunehmen, stiess auf etliches Unverständnis. Er wurde
auch als Honorierung für die behördenfreundliche Berichterstattung dieses Senders
über die Jugendkrawalle interpretiert. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.11.1980
CHRISTIAN MOSER

Ein Antrag der UBI, der vom EVED eine Änderung der SRG-Konzession verlangte, damit
die SRG über einen UBI-Entscheid künftig nur noch informieren, diesen aber
zumindest auf ihren eigenen Kanälen nicht mehr kommentieren darf, stiess bei der
SRG auf Protest. Ein Kommentierungsverbot verstösst ihrer Meinung nach gegen die
Informations- und Meinungsfreiheit. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.02.1995
EVA MÜLLER

Presse

Die Konzentrationsbewegung nahm in der Welschschweiz eine schnellere Gangart an.
Vor allem das Eingehen der einzigen sozialdemokratischen Tageszeitung (Le Peuple-La
Sentinelle) gab zu Bedenken Anlass. Als Teilersatz wurde vorgesehen, das
vierzehntäglich erscheinende Blatt «Domaine public» zu einer Wochenzeitung
umzugestalten. Auch die christlich-demokratische Presse verlor mehrere Lokalblätter;
andere konnten dagegen Jubiläen langjährigen Erscheinens feiern. Für die Schweiz
neue Wege beschritt das «Sonntags-Journal», das zur Magazinform überging. Die
schwierige Frage einer Umschreibung der Pressefreiheit wurde durch eine
Interpellation erneut aufgeworfen, nachdem die sozialdemokratische Initiative für ein
Verbot der Pressezensur von 1935 in Vergessenheit geraten war. Der Bundesrat erklärte
sich bereit, die für die Revision von Art. 55 BV 1953 eingesetzte Expertenkommission
wieder zu aktivieren. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.12.1971
RUTH GULLO
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Im Dezember wandte sich die Presse gegen eine Kritik der Arabischen Liga, die ihr eine
proisraelische Haltung im Nahost-Konflikt vorgeworfen hatte. Die gemischte
pressepolitische Kommission des Schweizerischen Zeitungsverlegerverbandes und des
Vereins der Schweizer Presse stellte fest, dass die Schweizer Presse jeden Versuch
ablehne, sie zu einer Gesinnungsneutralität zu bewegen. Die Aufnahme eines
ganzseitigen Inserates der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) im «Tages-
Anzeiger» und in der «La Suisse» verursachte einigen Wirbel; der «Tages-Anzeiger»
beschloss, inskünftig keine Inserate mehr anzunehmen, deren Inhalt sich auf
weltpolitische Krisenherde bezieht. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Umfassende Presseförderungsmassnahmen, wie sie seit 1967 angestrebt worden
waren, schienen trotz der Publikation gewichtiger Dokumente noch in weiter Ferne zu
liegen. Die Frage, wie der notleidenden Presse geholfen werden kann, blieb auch 1975,
nach einer auf breiter Basis geführten Diskussion, offen. Diese stützte sich auf einen
über 800 seitigen Bericht der 1973 eingesetzten Expertenkommission, die gleichzeitig
auch Entwürfe für einen revidierten Verfassungsartikel 55 über das Presserecht, für
einen neuen Artikel 55bis über die Presseförderung und für ein Presseförderungsgesetz
vorlegte. Art. 55 BV garantiert nach diesen Entwürfen nicht nur – wie bisher – die
Pressefreiheit, sondern auch die Freiheit der Meinungsäusserung, der Meinungsbildung
und der Information. Art. 55bis BV gibt dem Bund die Kompetenz zum Schutz und zur
Förderung einer vielfältigen und unabhängigen Presse. Die erforderlichen Massnahmen,
die vorwiegend aus «Infrastrukturhilfe» bestehen, sind im Presseförderungsgesetz
festgelegt. Die jährlichen Kosten veranschlagte die Kommission auf rund CHF 56 Mio.
gegenüber dem Vorentwurf von 1973 verzichtete man auf eine Sicherung der inneren
Pressefreiheit mit der Begründung, dass die Stellung der Redaktionen und Mitarbeiter
im Kollektivvertrag geregelt werden sollte. Im Vernehmlassungsverfahren, in welches
die beiden Verfassungsartikel geschickt wurden, stiessen wie schon in den Debatten
der Vorjahre die unterschiedlichsten Meinungen aufeinander. Vorbehalte und
Bedenken äusserten insbesondere auch Zeitungsleute. Gewisse Erleichterungen für die
Meinungspresse ergaben sich durch Beschlüsse der eidgenössischen Räte, die bei der
Revision des Postverkehrsgesetzes von den Vorschlägen des Bundesrates abwichen und
die beantragten Transporttaxen für abonnierte Zeitungen und Zeitschriften
ermässigten. Im Interesse der Förderung der Presse übernahm damit die PTT zu den
bereits bestehenden Einnahmeneinbussen von gegen CHF 160 Mio. (1974) zusätzliche
Mindereinnahmen von jährlich CHF 20 – 30 Mio. Über die Vorschläge für einen
verstärkten Persönlichkeitsschutz, die auch von gemässigten Blättern als unakzeptabel
zurückgewiesen wurden, haben wir bereits berichtet. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Das Bundesgericht hat die Zulassung von Bundesgerichtsberichterstattern gelockert
und sich damit einem breiteren Kreis von Journalisten geöffnet. Fortan sind für eine
Akkreditierung keine regelmässige Gerichtsberichterstattung oder bestimmte
juristische Qualifikationen mehr vorausgesetzt, sondern lediglich die Eintragung ins
Berufsregister der Medienverbände. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Au début du mois d'avril 2021, Tamedia a annoncé la fusion des rédactions régionales
du Bund et de la Berner Zeitung. Le groupe avait déjà annoncé fin octobre 2020 une
collaboration plus proche à venir entre les deux principaux quotidiens bernois. Les
journaux continueront d'exister séparément, mais leurs contenus seront donc presque
identiques, puisque les rubriques suprarégionales étaient déjà réunies depuis 2018. Si
les détails de cette fusion doivent encore être précisés, il a déjà été communiqué que
le Bund étoffera sa rubrique débats et opinions, tout en proposant des reportages sur
l'actualité étrangère et culturelle, alors que la Berner Zeitung se concentrera sur
l'actualité sportive et régionale. La fusion, qui permettra des synergies dans le suivi des
événements régionaux et cantonaux, mènera à la perte d'environ vingt places de travail.
Cette annonce met ainsi fin au «modèle bernois», avec ses deux journaux
indépendants l'un de l'autre, le Bund étant plutôt «citadin» tandis que la Berner
Zeitung gardait son ancrage «campagnard». En ce «jour noir», le maire de la capitale
Alec von Graffenried (BE, gfl) craignait un appauvrissement de la place médiatique
bernoise. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.04.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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Medienpolitische Grundfragen

Ähnliches, wie für die Situation der Kunstschaffenden festgestellt wurde, gilt für die
Medienschaffenden. Bundespräsident Ritschard erklärte im Rahmen einer Rede in
Zürich, der Staat habe zu seiner Opposition in den Medien Sorge zu tragen. Es komme
vor, dass Politiker mit der Medienpolitik den Staat schützen wollten und nicht einsähen,
dass im Gegenteil der Staat die Freiheit der Medien zu schützen habe. Die Forderungen
nach einem Gesamtmedienkonzept, das Presse, Radio, Fernsehen und weitere
Massenmedien in ein gegenseitiges Beziehungsgefüge stellen soll, verstummten nicht.
Bundesrat Furgler unterstützte dieses Anliegen, als er anlässlich der Eröffnung des
Ringier-Pressezentrums in Zürich die Meinung vertrat, auch die Schweiz komme in
Zukunft ohne ein kommunikationspolitisches Konzept nicht mehr aus. Im Spätsommer
ernannte der Bundesrat eine Expertenkommission unter der Leitung von H. W. Kopp,
die ein schweizerisches Medienkonzept erarbeiten soll. Ihr Auftrag lautet, in erster
Dringlichkeit Zielsetzungen für eine koordinierte, möglichst widerspruchsfreie
Medienpolitik zu formulieren und bis 1981 allfällig notwendige Medienartikel mit
Ausführungsbestimmungen vorzulegen. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.08.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

An der an anderer Stelle besprochenen UNESCO-Konferenz über die Mediencharta
hatte die Schweizer Delegation Grundsätze zur Freiheit der Information
herausgearbeitet. Im Anschluss an die von der Presse positiv aufgenommene
Stellungnahme gegen eine Zensur durch staatliche Organe wurde allerdings vermerkt,
dass in der Eidgenossenschaft immer noch der Grundsatz einer «nichtöffentlichen
Verwaltung» gelte, was sich am restriktiven Verhalten mancher Behörden ablesen lasse.
Ein Urteil des Bundesgerichtes bestätigte diese Feststellung: Die staatsrechtliche
Kammer lehnte eine Klage der «Bündner Zeitung» und der Schweizerischen
Journalisten-Union ab, die sich gegen die im Jahre 1976 durch die Bündner Regierung
erlassenen Informationsrichtlinien gewandt hatten. Die Richter verneinten sowohl
einen verfassungsmässigen Anspruch auf freie Informationsbeschaffung durch die
Medien als auch eine sich aus den Grundrechten ergebende Informationspflicht der
Behörden. Anlässlich einer Tagung orientierte Bundeskanzler K. Huber über die
Informationsgrundsätze der Landesregierung. Der Bundesrat sei gesetzlich verpflichtet,
die Öffentlichkeit zu orientieren. Aber nur so weit, als dadurch «keine wesentlichen
schutzwürdigen öffentlichen oder privaten Interessen» verletzt würden. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Anders als im kulturellen Bereich, wo Neues sich häufig nur am Rande artikuliert und
kaum beachtet wird, verdeutlichten die technischen Neuerungen auf dem
Mediensektor die Notwendigkeit einer neuen Medienordnung. Die jüngsten
Auseinandersetzungen in diesem Bereich liessen erkennen, dass es dabei nicht nur um
blosse rechtliche Festschreibungen, sondern vor allem um politische und
wirtschaftliche Macht sowie um die Freiheit der Information und des
Medienschaffenden geht. Dabei wird offenbar von interessierten Kreisen versucht, die
bevorstehenden Entscheidungen zu präjudizieren. Dies umso mehr, als die im Vorjahr
eingesetzte Kommission für eine Medien-Gesamtkonzeption ihre Arbeit erst Mitte 1981
abschliessen wird. Sie hat 1979 noch keine formellen Beschlüsse gefasst und sich neben
der Erfassung des Ist-Zustandes vor allem den dringlich vorzuziehenden Massnahmen
gewidmet und ihre Arbeit mit den andern medienrelevanten Rechtssetzungsprojekten
koordiniert. Die von der Kommission erarbeiteten kommunikationspolitischen
Zielsetzungen legen Wert auf eine Konsolidierung der Medienfreiheit und lehnen eine
Qualitätskontrolle der Medien durch den Staat ab. Medienfreiheit ist nach Ansicht der
Schweizerischen Journalistenunion (SJU) auch von anderer Seite gefährdet. Sie
fordert deshalb von der Medien-Gesamtkonzeption die Garantie, dass private
Medienkonzerne nicht in bisherige und neue elektronische Massenmedien eindringen
können. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.1979
CHRISTIAN MOSER

Eine Voraussetzung der Medienfreiheit wäre die Pflicht zur Information durch die
Behörden. In dem auf den 1. Juni in Kraft getretenen Verwaltungsorganisationsgesetz
des Bundes ist die Informationspflicht für Regierung und Verwaltung unter
Voraussetzung eines allgemeinen Interesses und unter Vorrang wesentlicher
öffentlicher und privater Ansprüche formell verankert. Kritische Stimmen bemerkten,
dass die Informationspolitik des Bundes seither zurückhaltender geworden sei, und
forderten eine umfassende Informationspflicht für Behörden aller Stufen. Der
Verband der Schweizer Journalisten (VSJ) möchte diese als vorzuziehende Massnahme

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1979
CHRISTIAN MOSER
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im Rahmen der Medien-Gesamtkonzeption verwirklicht wissen. Nachdem sich schon
vorher einzelne Fälle von Indiskretionen aus Protokollen und Kommissionsunterlagen
ereignet hatten, führte die vorzeitige Veröffentlichung eines SRG-Papiers der
nationalrätlichen Geschäftsprüfungskommission zuerst zu einer Pauschalverwarnung
der Bundeshausjournalisten durch das Nationalratsbüro und schliesslich zu einer
Strafanzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung gegen Parlamentarier und Journalisten
bei der Bundesanwaltschaft. Diese Massnahmen stiessen weithin auf Kritik, wobei die
wenig offene Informationspraxis des Bundes, auch als Geheimniskrämerei bezeichnet,
für die Pannen verantwortlich gemacht wurde. Vorstösse im Nationalrat griffen das
Problem auf. Aus Gründen der Verhältnismässigkeit wurden Ende Jahr zumindest die
Ermittlungen gegen die Parlamentarier eingestellt. Die offizielle Informationspolitik
geriet auch in Zürich unter Beschuss, als der kantonale Polizeikommandant Grob vier
ausgewählte Journalisten über das KIS informierte, den Vertreter des «Volksrechts»
abwies und den nicht eingeladenen Presseorganen eine Tonbandaufzeichnung zustellte,
aus der die kritischsten Teile eliminiert worden waren. Dies wurde als willkürliche
Behinderung der Presse von mehreren Parteien im Kantonsrat verurteilt. An früherer
Stelle ist bereits die Kontroverse um die Abstimmungserläuterungen des Bundes zur
Atominitiative zu Sprache gekommen; der Einwand, den Gegnern der bundesrätlichen
Meinung werde zu wenig Platz eingeräumt und ihre Argumentation selektioniert, wurde
auch bei anderer Gelegenheit vorgebracht. Zwei ähnlich lautende Vorstösse im
Nationalrat forderten deshalb, dass den Vertretern von Initiativ- und
Referendumskomitees genügend Raum zu eigenen Stellungnahmen gesichert wird. 40

Ein Teilmarkt innerhalb dieses neuen Medienangebots, das Angebot an Pornographie
und vor allem an Gewalt in Videofilmen, bereitet indessen zunehmend
gesellschaftspolitische Schwierigkeiten. Als beunruhigend wird insbesondere vermerkt,
dass Jugendliche eine Vorliebe für solche «Brutalos» entwickeln und diese als eine Art
Mutprobe konsumieren. Dem vereinzelten Ruf nach dem Zensor stehen weit zahlreicher
aber Stimmen entgegen, die in erzieherischen Massnahmen ein adäquateres Mittel
sehen, dieser Entwicklung entgegenzutreten. Trotzdem ist in der laufenden Revision
des Strafgesetzbuches vorgesehen, die Veröffentlichung von Gewaltdarstellungen und
harter Pornographie unter Strafe zu stellen. Darüber hinaus wird jedoch auch davor
gewarnt, die Debatte auf die Videogewalt zu verengen, da mit der beabsichtigten
Einführung des Privatfernsehens und mit dem sich dadurch verschärfenden Kampf um
Mehrheitspublika der Anteil an Gewalt im Fernsehen beträchtlich zunehmen werde.
Diese Perspektive macht deutlich, dass der Hang, Darstellungen von physischer Gewalt
zu rezipieren, ein gesellschaftliches Problem darstellt, das mit Zensurmassnahmen
nicht behoben werden kann.
Mitte August wurde eine Volksinitiative «gegen die Vermarktung von Gewalt und
Sexualität in den Medien» lanciert, der für das Zustandekommen jedoch wenig Chancen
eingeräumt werden. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.09.1987
LUZIUS MEYER

Verschiedene Sendungen am Fernsehen und Radio haben die Sensibilität der
Bevölkerung in Bezug auf die Rolle der Medien und deren Spielraum in der Demokratie
herausgefordert. So ist die Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) als Repräsentantin
der Kontrolle über die staatlichen Medien ins Kreuzfeuer der Kritik geraten.
Andererseits forderten Journalistenverbände eine Verstärkung ihrer eigenen Position in
Form des Rechts zur Zeugnisverweigerung, um eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber
staatlichen und privaten Institutionen bewahren zu können. Ein solches
Zeugnisverweigerungsrecht ist im Entwurf des neuen Mediengesetzes des Kantons
Solothurn erstmals verankert. 42

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.08.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das neu revidierte Bundesgesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG) zeigte
unerwartete Auswirkungen auf die Medienfreiheit. Das Thurgauer Obergericht
verurteilte einen Wirtschaftsjournalisten zu einer Busse, weil sich ein Interviewpartner
negativ über eine bestimmte Nähmaschinenmarke geäussert hatte, ohne dass sich das
kritisierte Unternehmen dazu äussern konnte. Kritiker dieses Urteils befürchten, dass
Journalisten umstrittene Themen aus Angst vor kostspieligen Prozessen in Zukunft gar
nicht mehr aufgreifen werden. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Zum ersten Mal wurde 1991 ein internationaler Tag der Pressefreiheit ausgerufen.
Berufsorganisationen von Medienschaffenden aus aller Welt haben den 20. April zu dem
Tag erklärt, an welchem weltweit die Pressefreiheit als Bestandteil einer
demokratischen Gesellschaft gefordert und gewürdigt werden soll. Laut der
Organisation "Reporters sans frontières" befanden sich im Frühling 1991 mindestens
200 Journalisten aus politischen Gründen in Gefängnissen und im Jahre 1990 haben 41
Journalisten die Aúsübung ihres Berufes mit dem Leben bezahlt. 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Frage der beruflichen Verantwortung von Medienschaffenden wurde auch
anlässlich des Bekanntwerdens eines Beziehungsgeflechts zwischen Wirtschaft und
Presse aufgeworfen. Die Chefredaktoren der Wirtschaftsmagazine "Bilanz" und "Finanz
und Wirtschaft" hatten von einem Unternehmer und Immobilienhändler Aktien
geschenkt oder zu einem symbolischen Preis erhalten. Diese Geschenke waren zu
grosszügig, um als herkömmliche Gefälligkeiten zu gelten und wurden nach
Bekanntwerden von der Offentlichkeit als Gefährdung der Unabhängigkeit der Presse
betrachtet. Als direkte Reaktion auf diesen Vorfall gab der Presserat des Verbandes der
Schweizer Journalisten Empfehlungen gegen den Filz im Journalismus heraus. Diese
verlangen unter anderem eine Offenlegung der berufsrelevanten
Vermögensverhältnisse der Medienschaffenden gegenüber der Redaktion und verbieten
das Ausnützen von Insiderwissen zum eigenen Vorteil; ebenso sollen Medienschaffende
Wertpapiere von Publikumsgesellschaften, über die sie Bericht erstatten, entweder
abstossen oder nichts über die betreffenden Branchen publizieren. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die neue Bundesverfassung wird die Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16)
explizit aufführen – als das Recht umschrieben, Informationen frei zu empfangen, aus
allgemein zugänglichen Quellen zu beschaffen und zu verbreiten. Die Beschränkung des
Informationszuganges auf allgemein zugängliche Quellen bedeutet, dass es die
Bundesversammlung ablehnte, amtliche Akten grundsätzlich für öffentlich zu erklären.
In der grossen Kammer beantragte Nationalrat Jutzet (sp, FR) die Einführung des
Öffentlichkeitsprinzips in der Verwaltung. Der Antrag wurde aber als über eine
Nachführung der Verfassung hinausgehende Neuerung abgelehnt. Die in der
bestehenden Verfassung in Art. 55 verankerte Pressefreiheit wurde zur Medienfreiheit
(neu Art. 17) ausgedehnt, die auch Radio und Fernsehen sowie die neuen Medien
umfasst. Für die traditionellen elektronischen Medien dürfte dies praktisch wenig
ändern, da der heutige Radio- und Fernsehartikel (bisher Art. 55bis BV) fast wörtlich
übernommen wurde (neu Art. 93). Eine eigentliche Neuerung stellt die Gewährleistung
des Redaktionsgeheimnisses auf Verfassungsebene im neuen Art. 17 dar. Der Ständerat
hatte das Redaktionsgeheimnis nicht als unbeschränktes Grundrecht, sondern nur im
Rahmen einer auf Gesetzesstufe vorzunehmenden Regelung geltendes Recht
formuliert. Der Nationalrat konnte sich mit dieser Einschränkung nicht einverstanden
erklären und setzte sich in der Differenzbereinigung schliesslich durch. Bundesrat
Koller hatte hierbei darauf verwiesen, dass auch die Grundrechte nicht unbeschränkt
seien, sondern gemäss Art. 32 auf gesetzlichem Weg zur Wahrung des öffentlichen
Interesses oder der Grundrechte Dritter eingeschränkt werden können. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Diskussion um die Anwendung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb (UWG) auf Medien erreichte im Berichtsjahr ihren vorläufigen Höhepunkt
mit der Verurteilung der Schweiz durch den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte wegen Verletzung der Meinungsfreiheit im “Mikrowellen”-Fall . Der
Ständerat lehnte im Dezember eine 1997 von der grossen Kammer überwiesene Motion
ab, die eine Revision des UWG unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte verlangt hatte. Die kleine Kammer
überwies aber ein Postulat seiner Rechtskommission mit gleichem Wortlaut. Hängig war
in diesem Zusammenhang auch eine parlamentarische Initiative Vollmer (sp, BE). Sie
verlangt in Form einer allgemeinen Anregung eine Änderung des UWG, um die
Einschränkung einer kritischen Medienberichterstattung und unabhängigen
Konsumenteninformation zu verhindern. In der Begründung seines Vorstosses
kritisierte Vollmer das “Kassensturz”-Urteil des Bundesgerichts. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.12.1998
ELISABETH EHRENSPERGER
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Neue Medien

Bundespolizei, Provider und betroffene Bundesämter setzten angesichts der
rechtlichen Unsicherheiten, die sich im Zusammenhang mit der Sperrung von
rassistischen und pornographischen Websites ergaben, eine Kontaktgruppe „Zugang
zu strafbaren Inhalten im Internet“ ein. Denn trotz dem 1998 in Kraft getretenen neuen
Medienstrafrecht standen noch zahlreiche Fragen offen. So sollte die Gruppe nach
Lösungen suchen zwischen einer generellen Sperrung gewisser Websites – was einer
staatlichen Vorzensur gleichkäme – und einem Delegieren der Überprüfung
entsprechender Sites an die Provider – was diesen strafrechtliche
Überprüfungssaufgaben auferlegen würde. Besonders umstritten war, ob Provider nur
für Websites verantwortlich sind, die auf ihren Servern abgespeichert werden, oder
auch für solche, zu denen sie nur den Zugang verschaffen. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Andere Parteien

Auf sich aufmerksam machte die Piratenpartei bei einer Protestaktion in Bern.
Gegenüber der amerikanischen Botschaft demonstrierten die Piraten gegen die
Datensammlungen des amerikanischen Geheimdienstes NSA. 49
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